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hat der 1. $enat des Land*ss*ziatrgericht* äarli*-Srandenburg ofrne rnündlicheVerhandk:ng am 13" Juli :ats durch den vorsftzend*n Richisr amLandessoziaigericht Wein*rt, ci*n Richtcr *m Landess*zi*lgericht pfistner und d*n
Riehter am Landess*:ialg*richt *r $chn*ider beschl*ssen.
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Medisinsl-cannab.isblüten mit einer Menge vön s4g im Monat zuübernehrnen- rrn übrigen wird die Beschweüe aurückgewiassn.

Die Antragsgeg*erin hat die
Antragstellerin au tragen"

außargerichtlichen Kasten der

?*. . Anlrag auf Gewäh*"r*g von pro:*ssknstenhirfe fiir dasB*sefiwerdeverfs h ren wird abgeleh nt"

Gründe

t.

Die Seteiligten streiten im weg* d*s einstweiligen Rechtsschutzes über die
versorgung der Antragstelrerin mit Medizinar-cannabisbrliten.

Die 1sE1 gei:*r*ne Antragstellerin ict bei eier Antragsgegnerin versicheFr. Der
b*i:andei*d* Arz? ur. üastmei*r be.**tragte mit $*hrelbsn vorn ?2. Juli ?s14 bei der
Antragsgegnerin den Verzicht auf einen sonstigen $chaden bei der Vererdnung von
Dronabinol-Trcpfen. oie Antragst*llerin sei an einern Turnor des zungengrundes
erkrarrkt' $ie leid* au&*rder* an starker Appet{tlosigkeit und l-lunger mit deuflicher
G*wichtsabnahnr* in det'r ictzt*n Monat*n. üic geplante Medikation sei als palliative
und krankenhaus*r*eiaendc Tl':erapie g*plant. üine parenteral* änrährung sollte erst
nach ein*r Dronabinol-Th*r*pr* c*is$tuliert werden And*re glcichwirltsame Therapien
oder M*dikamente seien nicht b*kannt.

0urch Bescheid vorn '14' August 2*14 erklärte die Antragsgegnerin gegenüber der
Antragstellerin, dass üronabin*l v*n *iner verordnung zu Lasten der gesetzlichen
Ktankenversicherung ai;sg*schlossen sei. äine Kostenuber*ahnrebestätigung sei
deswegen nicht möglich

Die Antragslellerin legte anr 19. $epternber 2014 widerspruch ein- Daraufhin holte
die Antragsgegnerin bei dem l\{*dieinlschen Dienst der Krankenversi*herung {MnK}
eine g*tachterliche $tellungnahme ein. Oer MDK befand in seinem Gutaehten vanr
17 Oktcber 2*14' *s nei nichl erkennbar, dacs ciie vertragtichen Mögiichkeiten der
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Palliativmedizin ausgeschöpft seien. Diese *allten hier zurn Einsat": komrnen. äine

Leistungspflicht lür die beantragte Behandlung besteh* dagegen nicht. Die

Antragsgegnerin informierle die Antragstellerin über das ärgebnis der Begulachtung

durch Schreiben vom 23. Oktsber 2014.

Am 12. Januar 2015 beantr"agte die Antragst*ll*rin b*i der Antragsgegnerin nunmehr

eine Versorgung mil Medizinal-Cannabisblüten- Sie legte elne frlaubnis zum Erwerb

nach $ 3 Abs. 2 Betäubungsmittelgesetz {BtMCl vor. Die Antragsgegnerin fragte in

ihrem ablehnenden Bescheid vorn 1r. Januar zau an, ob die vorn MDK

vorgeschlagenen Therapiemöglichkeiten bereits zum Einsatz gekommen seien.

Unter den bisherigen Vsraussetaungen könne einer Kostenübernahme nicht

zugestimmt werden. Sagegen l*gte die Antragstellerin Widerspruch ein und forderte

die Antragsgegn*rin anr 17. Februar 2CI15 nachrnals zur Kostenübernahme auf.

Mit dem arn 17. März 2015 bel dem $ozialgerich{ Seurupprn erngegangenen Anlrag

auf frlass einer einstweiligen Anordnung begel'rrt dle Antragstellerin die Verpllichtung

der Antragsgegnerin, die Kosten für *ine ?herapie rnit Medizinal-Cannabis zu

i*bcrnehmen. üie monatlichen Kosten würden ehrlra 1.300,- € im Monat betragen. Als

Sezieherrn van Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sei sie selbst zu

einer Firlanz;erling n,cht rn der Lage.

Oas Sozlalgericht hat Sefundberichte bei den bc.handelnden Ar:ten Dres. pöhl.

üaslmeler und Kühn eing*h*lt. äs hat durch Beschlus* vom 4. Mai 2015 den Antrag

auf Erlass einer einstr.raeiligen Anordnung eurückgewi*sen. Zur Segründung hat es

ausgefühtt, dass die Antragstelierin d*n Anspruch auf Versorgung nicht ausreichend
glaubhaft gernacht habe. 8e;üglich der Verscrgung rnit Arzneimitteln sei zt)

differenzieren zwischen Fertigarzneimitteln und Rezepturarzneimitteln, Vorliegend

handele es sich Lrm ein Re:epturarzneirnittel, für das zwar keine

arzneirnittelrechtliche Zulassung nötrg eei. Es fehle aber an der nach S 135 SGB V
für den Einsatx von Rezepturareneimitteln erforderlichsn be{ünvortenden

äntscheidung des Gemeinsanren Eundesausschuss" Deren Fehlen könne die

Anwendungsemp{ehlung d*s behandelnden Arztes der Antrag*tellerin nicht ersetzen.

ilaran ändere die der Antragstellenn erteilte Ausnahrneerlaubnis na*h $ 3 Abs. 2
BMG nichts ÄucFi *in $eltenheitsfail oder ern so genannles $ystemver$age* iägün

-J-
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nicht vor. Die Annahme eines Seltenheitsfallss seheitere daran, dass weder die
Krebserkrankung noch di* darnit verbundene Xachexie so selten seien, daes keine
systernatische Er-forsehung und Bel'landlung möglich sei*n. Ein Leistungsansprueh

der Antragstellerin ergebe sich ebenso wenig aus der Rechtsprechung deg
äundesverfässungsgerichls zar Leistungap{ficht der gesetzlichen

Krank*nvsrsicherung für n*ile &**andLtngsmeth*den in den Fällen einer
lebensbedrohlichen oder regelmäßig tödlich verlaufenden ärkrankung. Die
Antragstellerin habe eine notstandsähnliche $ituation nicht ausreichend glaubhaft
genracht' lhre behandelnden Arzire hät1en eingeräumt, dass die Medizinal-
Cannabisblüten nicht der Therapie der Kareinam*rkrankung dienen scllten. Zudem
befinde sich die Antragstellerin zurzeit in der Phase der Heilungsbewährung, so dass
keine Todesgefahr drohe. Soweit die begehrten Medizinal-Cannabisblüten zur
verbeseerung der oralen Nahrungsaufnahrne und dannit zur Gewichtserhaltung
eingesetä werden sollten, sei ein vsraussichtlich tödlicher Krankh*itsverlauf
innerhalb eines kurzeren übers*har:bare* Zeitrauryls nieht hinreichsnd glaubhaft
gemaeht worden [s *eiwed*r ersishtlich r:*c]'l vcrgetraE*n, dass die Äntragst*llerin
n*r nsch ein fi.ir sie iebe*si:e*rohtiches S*wlcht habe oder dass ein sclches
rnnerhalb ein*s küraeren ä*itraums cintreten werde. Obwshl sie 1l kg seit Beginn
ihrer Krankheit im Jahr 2SX? abgenornm*n hab* wiege sie immer noch 38 kg. Es s*i
ntcht vorgelfa$*t1 iv*rden, dass sie währsnd des Eilverfahrens weiter an Gewicht
v*rl*ren habe Zud*r'rr ssi auf der Srirncilag* e3*r Sefundherichte der Dres. pöhl und
Kühn davon äuszugehen, dass ei*e orale l{ahrungsaufnahrne derz*it ausreichend
nroglich sei" Oas Uberleben der in der lleilungsbewährung befindlichen
Antragstellerin hänge von der [nhsicklung ihrer Grunderkrankr.rng ab. üas begetrrte
Cannabis diene lediglich der Kornpensation der Auswirkunge* der E*rankung und
Therapie des Karüinoms. Es erfolgte lediglich eine $t*igerung der körperlichen und
psychi*chen Leistungsfähigkeii. Aus dcr Angabe von ür" Gastrneier, dass die
Antragstellerin oral nicht genügend Nahrungsrnittel aufnel'rmen könne, um einen
weiteren Gewichtsverlust zu verhindern, und damit die Lebensenvartung als verkürzt
anzusehen sei. ergebe sich nicht der erforderliche akute ßehandlungsbedarf. Fehle

es damit bereits an eine'"n ausreich*nd glaubhaft gernachten voraussichlich
lÖdlichen Krankheitsveriauf rnnerhalb eines kürzeren überschaubar*n Zeitraum*.
könne dahinstehen, *b ein* alfgemein anerkannte, dem medi:inischen Standard

entsprechenda Behandlung als Alternative zur verfügung stehe.

A
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Gegen diesen ihr am 7, Mai 2015 zug*stellten Beschluss richtet sich die am 5. Juni

2015 bei dem $ozialgericht Neuruppin eingegangene Beschwerde der
Antragstellerin, $ie verweist f*r die Glaubhafrniachung des p,nordnungsanspruches

auf die vcn dem behand*lnden Arzt Dr. Gastmeier erklärte Befün*rrortung und

Ernpfehlung der ßehandlung. Zudern verfüge sie über eine Ausnahmeerlaubnis nach

$ 3 Abs. 2 BIMG. Diese würde das Fehlen einer Anwendungsempfehlung des
gemeinsamen *undesaussclrusses nach $ 135 Abs. 1 SGg V ohnehin ereetzen

könn*n" Denn eine Ausnahmeerlaubnis werde nur edeilt, wenn eine Behandlung mit

Medizin-Cannabisblillen erforderlich und sinnvoll sei, setue also die medizinische

Noheendigkeit vcraus *ie Finschäteung des Gemeinsarnen Bundesausschusses

kÖnne nic&t über de,: f*eilung einer Ausnahrneerlaubnis durch das äundesinstitut für
Araneirni€ef *nd M*di"ai*pr*dukte stehen. Auch könne der Antrag nicht wegen

Fe*lsns **nes Sef{enheilsfalles eder eines $ystemv*rsagens abgewiesen werden.

€s k**ne ihr * d*r Antragstellerin - *ichi ang***stet werden, dass ihre Krankheit nicht

se$sn g*nug sei. {rn Gegensatz zurn üblic&en Erkrankungsalter, das bei Ftauen 65

Jahre betrage, sei die Antragstelt**n nei Ausbruch der Krankheit erst 31 Jahre alt
gew€$en, was ihre Krankheit grund*ätzlich selten erscheinen lasse. Auch aus der
Rechtsprechung d*s *undesverfassr.rngsgerichts zur Leistung*pflicht der
gesctai.**h*n Xrank*ntersic*:erung fur neue 8*handlungsrnethoden in Fällen einer
MffisMr**'aii*h*;l e#*r regei;:rräßry t{idät*i1 v*r*ar,*fenden Erkr*nkung lasse sich die

{-**xe*ngsp*i*ht cer &ntrag*ge**erin heri*f{*n" €s s*i vorgetrag*n wsrden, dass
&{:t der &r*nderkra*lexng a*ch di* {**tgeotellte Kaclrexic a{s lebensbedrahliche
€rkax{eu;tg diagn*stlziert wurd* ur:d shn* Behandlung uurn Tod führe. Dies habe Dr
Gastm*nr *ind*utig heetätgt. [r habe außerdem *indeutig erklärt, warum andere
Tfer*pierl*glichk*iten a*sscheiden würden. Das $ozialgericht habe sich

*usschließli*h ar:{ die fo$geschrittene $runderkrankung berogen. Mit dem Cannabis
ssllten jedoch insbesondere die Folgen der Erkrankung und der Therapie behandelt
werden. Außerdern leide sie * die Antragstellerin - an Polyneurapathie, Kachexie,
Anorexie, Mundtrcckenheit und Läsionen der Mund*chleimhaut sowie chronisch-
atropltische Magenschleimhaut. Die erforderliche notstandsähnliche Siiuation sei
gegeben und hinreichend dargel*gt" sie ergeb* sich aush au$ den
Folgeerkrankung*n, nicht ai"rssshließlich aus der ürunderkrankung" Das beträfe
insbesondere die Kacf'rexie, die ohne iJic beantragto Behandlungsmethode

r

,:i:'

F,, r..i.

äSr'.. '

f.
::



L 1 KR ?,21t15 g rR

uw€iielsfrei lebensbedrchlich wurde. sie - die Antragstell*rin * habe 12 kg an
Körpergewicht nicht seit 2012. sondem seit ?014 verloren. Den sefundb*richten der
Dres' Pöhl und Kühn könne eine hinreichende Aussage zu der beantragten
Medikation nicht entnornrrlen w*rden, da di* Behandrung insoweit van ür. Gaetrneier
vCIrEenomrnen werde' Eine ausreiehende Nahrungsaufnahme *ei nicht möglich, der
gesarnte Mundraum brenne d*n gänten Tag, insbegande,.*, w*nn sie _ die
Anlragstellerin * versuche, ein wenig obst oder Gemüse zu assen. Es müsse
unbedingt berückslchtigt werden, w*lche konkreten Nachteile sich jeweils aus einer
zurückweisung baw' ejner sta$gabe des Antrags auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung crgebe* würd*n, Fs ssllte bedacht werden, dass sie - die Antragstellerin
- ' *elbst wenn sie irr der !''lauptsache obsiegen sollte. keine Ansprüche gegen die
Antragsgegncrln haben werde, da sie das begehrte Medikament sich nicht selbst in
dem v*r*chriebe**r; umfang leisten könne und damit der bis zu einer
|'{aup{xacire**n?*stredung abgelaufene zeitraurn keine Konseguenz für die
Antrag*g*gnerin i:aben wi*rde

Die Antrag*tellerin beantragt,

-0"

den S*schl*ss des $oaialgerichls Neuruppin
**d *is Äni;.ags,g*gn**r"l ,nr W*ge der
v*qp*i*ftd** " s.b m}i &*.*drai**$-tsnnabisblL]?*n

e$*r!*t eNj v*rsa{gl*}.}. sußerdern. tbr
v*rfahrensb*v*äirna**ht${*n Fr*z*ssk*stenhi rfu

et"* gewähren"

*ic Antr*gsgegn**n beantrast.

d ie Seschwerde zuni*k:ura*i*e*.

v*m 4. Mai 2015 aufzuheben

*instweiligen Anordnung zu

*rit *iner Menge von g4g im

r:n?er Beiordnung ihres

f*-ir das Seschwerdeverfahren

sie verweist auf den Beschrus* des $oziargerichts vorn 4. Mai?01s.

Für die weiteren finuelhe{ten d*s sach* und $tr*itstandes wird auf die Gerichtsakte
und die den vorgang betreffende v*rwaftungsakte der Antragsgegnerin Beaug
gensmmen, die vorgelegen habe* und Gegen*tand der seratung gewesen sind.
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Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des $ozialgerichts

Neuruppin vom 4. Mai 20,lS ist gemäß $$ 172 Abs, 1, 173 $ozialg*richtsgesetz

{$GG) zulässig und in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfarrg begründet. Das

$ozialgericht hat den Antrag, der sachgerecht dahingehend auszulegen ist, die

Antragsgegnerin inr Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, die Kosten

für eine Behandlung mit Medizinal-tannabisblüten zu übernehmen, zu Unrecht

abgelehnt.

Nach $ 8Sb Ab*. 2 Salz ? SGG sind eins*deilige Anardnungen uur Regelung eines

vcriäuflg** Zr*sta*d*s i* S*rl;g *t:f ein etr*itiges Re*htsverhältnis zulässlg, !üenn

*i*e 'scsirh* R*g*l**g eur Abw*ndu*'*g wssent irner Nachteile notig ist.

VwuspetaLi*g hr*#&r **t" dass **r. Antragstelier ernen Anordnung$änspruclr und

s**srl A*er*nur*gsgru*d rni.t dcr {{3r dm Von*cgnahme der llauptsache *rfsrderlichen

hohen Wahrscheinlichleeit flrr ein *bsiegen in der l-lauptsache glaubhaft macht i$

86b Abs. 2 $ätze ä und 4 .SGS in Verbindung mit $ g?0 Abs. ? Zivilprozessordnung

<zpo>i.

**r $*r*at si*ht sich auf dsr Sn:nd$age d*r v*rhandenen frkenntnisse zwar nisht in

d*r Lag* einzr.rschätzen, *b {lberu*gc*d wahrs.r3.lei*lictr **1, dass der Antragetellerin

**r g*ltend genrachte An,apruci"l a*f 1l*rs*rg{..,n* **t Medizinal-tannabisblüten

e*steht. Er ist aber auch vcm Gege*tei$r'ri*ht *h*rzeugt.

Zutreffcnd hat das Sozialgericht darauf hingewie*en. dass Medizinal-Cannabisblüten

als Rezepturarzneimittel aneusehen sind" f{rr das grunds*italich eine ent*prechende

Anwendungsernpfehlung de* G*meinsarnen Su*de*ausschusses nach S 135 $GB V

erforderlich ist, ehe ein Verscrgungsansprueh g*gen die Seselzliche

Krankenversicherung beslehen kann" üas Fehlen einer Anwendungsempfehlung für

Medizinal-Cannahisblüten wid*rtegt di* Möglichkeit eines Leistungsanspruchs hier

aber nicht endgültig. Oenn naeh $ 2 Abs" 1a. $Gß V haben Versicherte mit einer

leben*bedrohlichen oder reg*lm*ßig tsdti*hen Erkrankung üder einer zurnindest
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wertungsrnäßig vergleichbaren Erkrankung, für di* eine allgemein anerkannte' dem

medizinischen standard entsprechende Leistung nicht zur verfügung steht,

Anspruch auf Leistungen, welehe vom medizinischen $tandard entsprechend $ 2

Abs.1 Satz 3 SGB abweichen, !v€$n eine nicht ganz *ntfernl liegende Aussichi auf

Heilugg oder auf ein* spürbar positive finwirkung auf den Krankheitsverlau{ besteht.

Unter den genannten Voraussetzungen würde daher trotz fehlender

Anwendungsempfehlung des Gerneinsamen Sundesausschusses ein

Anordnungsanspruch der Antragstellerin beslehen. Auch darauf hat bereits das

$ozialgericht zutreffend hingewi*sen.

Der Senat verrnas denr $oeialgericht nicht zu folgen, dass es jedenfalls an der

Voraussetzung eiiles vorausslchtli*h tödlichen Krankheitsverlauf innerhalb eines

kurzere*üb*rs*hai.rbaren Zeitraums fehft. Der behandelnde Arät Dr. Gastrneier hat in

sein*rn v&* de*-r.l $oziafgericirt eing*hc*t*n Befundberichl ausdrücklich daraul

I.lingewe *r':, d*ss eln .fu1*r*xie-Kxchexre Syndroms vorii*gt, das leb*nsbedrohlirh

igt und u*b**anr!si-r zr,,!-{1 To*e f":hrt. An gem Vortiegen eines SOlchen $yndrorns bet

**r Antrags1glierin hat der S*nat käinsn Zwetfut. Oenn es wird v*n der behandelnden

Ästin Dr. Kühn in deren äefundberieht bestätigl" üie Di*gnose als *olshe wird auch

in dem Gutachten des MDK nicht in Frage gestellt. Da*s der behandelnde Arst für

hgund-. Kiefer- und üeslüht*ehirurgie Dr. pöhl dagegen eine Kachexie nieht

au*sreja.icli*h ang*geb*r: *rat. k*r':r: srch darau,s erklaren, da*s sie außerhalb der

Sr**a*n sarne$ eigea:äitche* Fachg*bi*t* *tegt. Jedenfalls be'gründet die

#fc.ht*naähn*ng d*r üiagros* durch ei**n eine*i*** Ar* nieht die sich*re

Ännahme, da*s *ine anderweitig älx?li*h beet*tigte Erkrankung in W*hrhait nicht

voriiegt.

Der $enat *ieht sich nicht in d*r L*ge, ejem $ozialge*cht in der Einsrhätzung

beizutreten, dass das Anercxie/Kachexi*-Syndrom auch unbehandelt nicht in

absehbarer Zeit Zurn Tad* führen wird. Ein bei einem medizinischen

$achverständigen eingeh*ltes Sutacht*n über die Gefährlichkeil der bei der

Antragsfellerin vorhandenen Kachexle liegt nicht vcr. *em $enat ist aber bekannt,

insbesondere äus *inem von ihrn in dem Verfahren L 24 KA 134111 eingeholten

$achverständigengutachten, dass bel Patienten mit Kopf-Hals-Tumoren häufig eine

Kachexi* beobachtet wird und dass in sslchen Fällen ohne Behandlung mit dern
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Eintri{ des Todes nach sechs Monaten gerechnet werden müss. Oer behandelnde

Arrt ür. Gastmeier hat in seinem ur*prünglichen Antrag auch allgemein auf die

Sefährlichkeit einer Tumnrkachexie hingewiesen. Für die ärnsthaftigkeit des

Zustands der Antragstellerin spricht zudem, dass das Sundesinstitut für Arzneimi$el

und Medizinprodukte der Antragst*llerin eine erla*bnis nach $ 3 Abs. 2 BIMG zum

therapeutischen fineatz von Cannabisblüten erteilt hat und dass der l\iDK in seinem

Gutachten umfangreiche, leilweise invasivs Behandlungsoptionen {PfG-Sonde)

vorgeschlagen hat,

Der Senat kann schließlich nicht rnit der erfsrderlichen Sicherheit die Überzeugung

gewinnen, dass die vorn MDK vorgeschlagenen Behandlungsoptionen für die

Ther*pie der Antragstellerin ausreichend und geeignet sind. Ailch wegen dieses

Gesichtspunktes kann das Bestehen eines Anspruchs also nicht eindeutig verneint

werden. üer behandelnde Arzt Dr. üastmaier stellt in seinem für das Sozialgericht

erstai{ete* äe{undbericht di* vo*l l'.{*K für die Ar"rtragstellerin vorgeschlagenen

**h*ndlungsn'lögi{*}'*keiien axsdrx*islich in Frag*, seine kritische Haltung wird

jed*rrfalls ä:nr Teil aucl"l vot"r der behandelnden Antin Dr- Kühn geteilt" Bereits der

MDK hat in s*inem für dis Antragsgegnerin erstatteten Gutachten darauf

hingewiesen, dass die Wirksamkeit von Cannabis zur S*handlung von Übelkeit und

f.&r*c|:er:r j*de*fatls w*te; b*slimrnten Voraussetzungen in der medizinischen

l&lleserlschaft anEenommen wird" lnsoweit ist auclr eine gewisse €rfolgsaussicht für

d1g *n A*ssichl g€ncrnmene ßelr*ndk:ngsnre{hcd* nicht gänalich vcn d*r Hand au

weisen $emnach ka*n ni*?"tt rnit Sicharheit äng€no,rlffien werden, dass die

Axtragsteflerin keinen Anspruch nach $ 2 Abs. 1 a $GB V auf die v*n ihr begehrte

Versorgung hat.

Bleibt aber sffen, ob ein geltend gemachter Leistungsanspruch gegen die gesetzliche

Krankenv*rsicherung talsächtrich besteht, d{lrfen sich die $ozialgerichte auch in den

Verfahren des einshrueiligen Re*htsschutzes nicht auf die summarischa Prüfung der

Erfolgsaussichten eines Rechtsbehelfes lnn Hauptsachevsrfahren beschränkcn'

Drohen sem Verslche*en ohne die *ewährung vorläufigen Rechtsschutzes schwsre

und uneumutbare, anders nieht abwendbare Nachteile, zu deren naehträglicher

äeseitigung die EntscheidL,ng in d*r l{auptsache nicht rnehr in der Lag* wäre,

verlangt Art. 19 Abs. 4 Sate 1 GG van äen $ozialgerichten nämlich grundsätzlich

-v-
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eine eingehende Prüfung der Sach- und Rechtslage, die sich von der im

Hauplsacheverfahren nicht unt*rscheidet {vgt. &Verfüä 79, 69 <74>; 94, 166 <218>;

NJW 2003, 1?36f.). Sind die Soaialgerichte durch eine Vieleahl von anhängigen

entecheidungsreifen Rechtsstrsitigkeilen belastet oder besteht die Gefahr, dass die

dern vorlä*figen Rechtsschutzverfahren zu Grunde li*gende Beelnträchtigung des

Lebens, der G**undheit oder der körperlichen Unversehrtheit des Versisherten sich

jederzeit ven'virklichen kann, verbisten sieh zeitraubende ärmi*lungen im vorläufigen

Rechtsschutzverfahren. ln diesem Fall, der in der Regel vorliegen wird, hat sich die

Entseheidung an einer Abwägung der widerstreitenden lnteressen zu orientieren

{BVerfG NJW 2003, 1236f.}" Dabei ist in Anlehnung an die Rechtsprechung des

Sundesverfassungsgerichts zt) $ 32 Bundesverfassungsgerichtsgesetz eine

Folgenabwägung vorzunehrnen, bel der di* frurägung, wie die f;.ntscheidung in der

Xaupts*che ausfallan wird" regelmäßig außer ß*tracht au blelben hat, Abzuwägen

sind stattdessen die F*lg*n, di* einirete* würden, wenn die Anordnung nicht

*rgingc, *bwohl d*rn Versi*h***n die $treitbefa*gene Leistung xusteht, SegsniJber

d** fil*chteilen. d1* €rttstund**. we*n die b*gehrte Anordnung erlass*n würde,

obw*lri sr lri*r**f keine;r &xspruch lrat tvgt. hi*rzt: UmbachlClemen$,

Eundesverfassltngsgerichtsgesetz, Mitarbeiterkornmenta r und Handb uch, $ 32 Rd N r.

177 mit umfassendem Naehrneis zur Rechtsprechung des

Bund*sverfas$i.,ing$geriahtsl" f-lierbci ist i*sbessnd*r* die in Ad. 2 Abs. 2 Satz 2 GG

dxrch de* Verfa**u*gsg*b*r g*tr*{f*ne *bj*ktive Wertent*sheid*ng eu

benicksiehtigen. Sana*h h*ben a{le staatlichen Qrgan* die Fflicht, sich schützend

und fördernd vor die Rechtsgilter des l*ebens, der Gesundheit u*d der körperlichen

Unvers*hrtheit zu stellen {vgi. *VerfüE 56, W "73rr. Für das vorläufige

Reclrtsschutzverfahren vor den $oeialgerlchten bedeutet dies. das diese die

Grundrechte d*r V*rsicne*en auf Leb*n, Gesundheit und körp*rliche Unversehrthelt

aur G*ltung zu bringsn traben. shn* dabei die eben{afi* der $icherung des Art. 2

Abs. 2 $atz 2 GG dienende Pfticht der gesetzlichen Krankenkassen {vgl"

insbesondere äus $$ 1, 2 Abs, 1 und 4 $Gg V), ihren Versicherten nur wirksame und

hinsichtlich der Xebenwirkungen unbedenkliche Leistungen zur Verfügung zu stellen,

sowie die verfas*ungsrech|lieh besonders geschrrt:tc finanzielle Stab,ilität der

ges*tzlichen Krankenversicher*ng {vgl. SVerfGä 6S, 193 < ?'}8>} aus den Augen zu

verlieren. Sesteht die Gefahr, dass der Versicfrerte ahne die Gewährung der

umstrittenen Leistung vor Seendigung des'Hauplsacheverfahrens stirbt oder er
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$chwere cder irreversible gexundheitliche äeeinträchtigungen erleidet, ist ihm die

begehrle Leistung regelmäßig zu gewährän' wenn das Gericht nicht auf Grund

eindeutiger Erkenntnisse davon überzeugt ist, dass die begehrte Leistung unwirksam

oder inedizinrsch nicht irrdizlerl ist oder rhr äinsatz rnit dern Risikc behaftetet ist. di*

abzuwendende Gefahr durch die fr,lebenwirkungert dsr 8*handlung auf andere weise

zu venrvirklichen. Eesteht dte Seeinträchtigung des versicherten dagegen im

Wesengichen nur darin, dass er die begehrte L*irtung zu einern späteren Zeitpunkt

erhält, ohne dass sie dadurch {ür ihn grundsätzllch an wert verliert' weil die

Beeinträchtigung der tn Art. 2 Abs. 2 satz2 Gß genannten Rechtsgüter durch eine

spätere Leisturrg*gewährung beseitlgt werden kann' dürfen die $ozialgerichte die

begehrte Leistung im Rahmcn der Folgenabwägung versägen' lrlur durch eine an

diesen Grundsätzen orientierle Vorgehenswerse bei der Folgenabwägung wird dem

vsm Gesetageber in allen Proaessordnlingen vorgesehenen Vorrang dss

nachgehencenRechtscl.}utzesvorder*vorläufig*rtR*chtsschutz.sowiedemsich

aus Art. 2* A*s 3 GG ab;uieiter:cien Grund$ätz Rechnung geträgen' dass die

Leistur.lgsgewährung vor Abscill*-rsp des Hauplsacheverfahrens die Ausnahme und

nichtdieRegelsein*all{Seschlussdes$enatsvsm?4"Juni2A14-L1KR167114

und vom 3. Februar 2*14 * L 1 Kä 301.14 g ER * sowie seschruss des LSG *er{in-

BrandenbrrrgVCIffilü-Februar2Ü14*LgKR2g3l13BäR-}.

ärÄa*ft dls*.e;r Grun.*sätz*n rs! *en Anttagstel!*rin im wege des einstweiligen

R*chisschulzes als frg*bnis der Foig*nabrvägung ein befristeter Anspruch auf die

begel.lde Leistung uuzuspr€*hen saah *em sefr:ndben*ht vs* Dr€s" Gastmeier und

Kühn liegt bei der Antrag*tetlerin ei** KacF*sxie vor' die unbehandslt zum Tode

fi:hren kann. Die behandelnden Arzte Dres" Sastmeier und Kühn bestätigen auch'

dass es neben der in Aus*icht g€n*r'menen Therapi* mit fuledizinar-cannabisbiüten

keine gleichwirksamen Leistungen gibl. Bestätlgt ist durch diese Arae weiter' dass

es ohne die Behandlung noch zi.l einer Fortsetaung der Gewiehtsabnahme bei der

Antragstetleringekonrrnenrst,VonihrerAuffassungslnddiebehandelndenArzte

auch in Ar.lseinandersetaung nrit cJen im MDK-Gutachten formulierten

Gegertpositronennichlahgerückt'äinew*it*r*gericht|iehe$achaufklärungwürde

Zeit in Anspruch n*hnen und d*rnit di* Gefahl'einer erhebhchen Verschlechterung

des *esurldheilszustandes der Antragstellerin heraufb*schwören'
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Den geltend gemachien erheblichen und schwerwiegenden Gefahren für die

öesundheit der Antragstellerin stehen bei einer Leistungwerpflichtrung nur finanzielle

Folgen gegenüber. Oiese die Antragsgegnerin treff*nden Folgen wiegen nicht

schwer genug, urn der Antragstellerin die befristete Leistung zu versagen'

ser senat hat die Anordnr.lng bis zunn 13. Juli 20',16, längst*ns aber bis zu einer

rechtskräftigen entsch*idung in der |{auptsache, befristet' Denn die Serechtigung

der einstweiligen Anordnung in der g*genwärtigen Form ergibt sich nur aus der

zurzeit noch ungeklärten medizinischen $achlage. Oer Senat geht davon aus' dass

.iedenfails in einem Jahr nähere ärkenntnisse zu der Frage vorliegen, ob der

Antragstellerin wegen einer Kachexie unnrittelbare Lebensgefahr droht und ob dieser

gegebenenfalls auch auf *ndere Art und Weis* begegnel werden kann' FÜr die

Vergangenheit sind teistungen im wege des einstweiligen Rechlsschutzes

grundsätzlich nicht zi.izusprerhen. $oweit die ßeschw*rde Leistungen für weitere

Zeiträurne einf*rdern wolite, lryar sie zurü*kruweisen'

Di* Kostenentscheidung beruht auf $ 193 SGG analog'

Oer An?rag auf ßewilligur:E von Prcz**sk*stenhilfe fitr das Beschwerdeverfahren

wird abgelehnt, weil diei;*ler Sei*rd*ur:* v*n ä**htsö*w*11

$.ntragstell*rin in"l

bedurftig lst

Hinbtick au{ die unanfechtbare Kostenenlscheidung nicht mehr

Dieser Beschluss kann *lcht mlt der B**chwerde an das äundessozialgericht

angef*cht*n werden {$ 177 SGC}.

Weinefi Pfi$tner Or. Schneider

4a-ta'


